
Ja
Ja
Nein

Für das Nachschlagewerk! 
Für die Fachpresse!
Für die amtliche Sammlung!

A. ci O

Gesetz: BetrVG § 59; 3G-B §§ 8*2, 817, 82o; GG Art« 3

Leitsätze:

1c § 59 BetrVG steht in aller Regel einer Betriebs-
Vereinbarung, die Löhne festsetzt, grundsätzlich ent­
gegen»

2o Die Zusage der Zahlung eines Übertarifliehen Lohnes 
für den Fall, daß der Arbeitnehmer nicht vor einem 
bestimmten Datum aus dem Betrieb ausscheidet, ist 
nur unter besonderen Voraussetzungen zulässige

3= § 817 Satz 2 BGB ist auch dann anzuwenden, w e m
nur der Leistende gegen ein gesetzliches Verbot oder 
gegen die guten Sitten verstößt»

Aktenzeichen: : AZR 245/61
Urteil des BAG vom 7» Dezember 1962 LAG liainz
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1_;AZR̂ 245/61 
'i Sa 241/60 Mainz

I i j I]
Im Namen des Volkes!

Verkündet
am 7« Dezember 1962
gez» Henkelmannj Regierungsassistentin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Urteil

In Sachen

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund 
der mündlichen Verhandlung vom 7® Dezember 1962 durch 
den Präsidenten Professor Dr„ Nipperdey, die Bundesrich­
ter vVichmann und Dr« Gröninger sowie die Bundesarbeits­
richter Dr» Rothweiler und Dr» Kaulen für Recht erkannt«

Auf die Revision der Kläger wird das Urteil des 
landesarbeitsgerichts Mainz vom 13® Januar 196i 
1 Sa 241/60 - aufgehobene
Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des 
Arbeitsgerichts Neuwied vom 10c Oktober I960 - 
1 Ca 515/60 - wird zurückgewiesen„
Die Beklagte trägt die Kosten der Berufung und 
der Revision*

V o n R e c h t s w e g e n t
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•Tatbestand

Die Kläger waren als Betriebshandwerker bei der 
Beklagten tätig» In Betrieb der Beklagten wurde an 
30» Juni 1960 zwischen der Geschäftsleitung und den 
Betriebsrat eine Eetriebsvercinbarung über eine Lohn­
neuregelung getroffen» In dieser Betriebsvereinbarung, 
durch die in wesentlichen die zum 1» Juli I960 in Kraft 
getretene Tariflohnerhöhung vorv/eggenommen wurde, hieß
GS  U. o S o «

Punkt_3^ Die Löhne für die übrigen Betriebsangehöri­
gen sind wie folgt geregelte (siehe auch Dia­
gramm)
Hilfsarbeiters bis 1 Jahr Lohngruppenangehö­

rigkeit DM 2,10
1 - 3  Jahre Lohngruppenange- 
h'örigke it DM 2,15
ab 3 Jahre Lohngruppenangehö­
rigkeit DM 2,20

Angelernte 'Fach­
arbeiters bis 3 Jahre Lohngruppenange­

hörigkeit DM 2,4-0
ab 3 Jahre Lohngruppenangehö­
rigkeit DM 2,45

Handwerkers bis 1 Jahr Lohngruppenangehö-
. rigkeit DM 2,55
1 - 3  Jahre Lohngruppenange­
hörigkeit DM 2,60
ab 3 Jahre Lohngruppenangehö­
rigkeit DM 2,65

Die Löhne der Jugendlichen bis 19 Jahre staf­
feln sich nach tariflicher Regelung»

Punkt 4_o Die neuen Löhne treten ab 15»5»60 in Kraft
und schließen die ab 1»7»I960 geltende tarif­
liche Lohnerhöhung ein» Bereits abgerechnete 
Löhne werden nicht mehr berichtigt» Die vom 15»5c60 - 1»7»60 vorzeitig gewährte Lohner­
höhung kommt nur für diejenigen Werksangehö­
rigen in Betracht, welche über den 1» Oktober 
I960 hinaus noch in unserem Werk beschäftigt 
sind» Bei vorzeitigem Ausscheiden wird diese 
Tatsache bei der Schlußabrechnung berücksich­
tigt »

Punkt^^ Für die Betriebsangehörigen, welche 5, 10 
oder 15 ununterbrochene V/erks-Dienstjahre 
vollendet haben, wird von da ab pro verfall-
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- 3 - lü6
rene Arbeitsstunde eine sogenannte Trouezu- 
lage gewährt» Diese Zulage beträgt; “
nach 5 Dienstjahren 5 Pfg/Std»
nach 10 Dienstjahren 10 " "
nach 15 Dienstjahren 15 " "

î’euezulagc ist eine freiwillige Leistung 
der Geschäftsleitungo Sie wird Anfang Novem­
ber eines jeden Jahres al3 Gesamtsumme für 
das verflossene Jahr an unsere treuen_Eetriebs- 

ausgezahlto Wer vor”3em“T7“H5ven“ 
ber ausscheidet, hat keinen Anspruch auf die 
Treuezulage des letzten Jahres»

Der Kläger zu 1) schied am 30» Juli I960 infolge 
einer durch die Beklagte ausgesprochenen fristlosen Kün­
digung aus» Das Arbeitsverhältnis des Klägers zu 2) 
endete am 31» August I960 durch eigene fristgerechte 
Kündigung dieses Klägers» Beim Ausscheiden der Kläger 
behielt die Beklagte die diesen durch die Betriebovcrein- 
barung zugeflossenen Lohnanteile in unstreitiger Höhe 
von 30,“IM be im Kläger zu 1) und 48,54 DM beim Kläger 
zu 2) ein»

Die Kläger halten diese Einbehaltung der Lchnanteile 
für rechtswidrig und verlangen mit der Klage die Verur­
teilung der Beklagten zur Zahlung dieser Beträge» Die 
Beklagte hat Klageabweisung beantragt» Da3 Arbeitsge­
richt hat nach den Klageanträgen erkannt» Das Landes­
arbeitsgericht hat auf die Berufung der Beklagten die 
Klage abgewiesen» Mit der Revision verfolgen die'Kläger 
ihr ursprüngliches Klagebegehren weiter, während die 
Beklagte um Zurückweisung der Revision bittet»

Den Lohnansprüchen der Kläger, die nach Grund und 
Höhe unstreitig sind, stellt die Beklagte eine Gegen­
forderung entgegen, mit der sie aufrechnet» Zwar schei­
tert diese Aufrechnung nicht an den Bestimmungen über 
den Pfändungsschutz; denn das Landesarbeitsgericht 
stellt fest, wogegen die Kläger auch keine Revisions- 
rüge erheben, daß durch die von der Beklagten erklärte
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Aufrechnung die Pfändungsgrenzen nicht überschritten 
werden« Gleichwohl kann sich die Beklagte nicht auf 
die Aufrechnung berufen, da ihr die behaupteten Gegen­
forderungen nicht zustehen«

Die Beklagte sieht die Rechtsgrundlage ihrer Gegen­
forderung in Punkt 4 der Betriebsvereinbarung vom 50«
Juli I960« Banach soll die vom 15° Mai bis zum 1« Juli 
I960 gewährte Lohnerhöhung nur für diejenigen Werks­
angehörigen in Betracht kommen, die über den 1. Okto­
ber I960 hinaus noch im Werk der Beklagten beschäftigt 
sind« Bei vorzeitigem Ausscheiden soll diese Tatsache 
bei der Schlußabrechnung berücksichtigt werden, d« h«, 
es soll der Beklagten ein entsprechendes Rückforderungs­
recht zustehen«

Ber Senat hält die Betriebsvereinbarung vom 50«
Juni I960 für unwirksam« Die Vorschriften der Betriebs­
vereinbarung, auf die es hier ankommt, befassen sich 
entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts nicht 
mit der Treueprämie, sondern mit dem Lohn« Die Treue­
prämie ist in den Punkten 5 und 6 der Betriebsverein­
barung geregelt, auf die es hier jedoch nicht ankommt« 
Hier handelt es sich vielmehr um die Vorschriften in 
den Punkten 3 und 4 der Betriebsvereinbarung, in denen 
echte Lohnzuschläge vereinbart sind« Dort ist wieder­
holt von der Regelung der Löhne gesprochen; dort ist 
sogar die Rede von den neuen Löhnen, und es ist ein 
Zusammenhang hergestellt zwischen den in der Betriebs- 
Vereinbarung erwähnten Löhnen und der zukünftigen ta­
riflichen Lohnerhöhung« All das zeigt, daß die betref­
fenden Vorschriften der Betriebsvereinbarung nichts 
anderes sind als eine vorweggenommene tarifliche Lohn­
erhöhung« Somit handelt es sich hierbei um. echte Löhne, 
also um Arbeitsentgelt«

§ 59 BetrVG bestimmt, daß Betriebsvereinbarungen 
nicht zulässig sind, soweit Arbeitsentgelte und son­
stige Arbeitsbedingungen üblicherweise durch Tarifver­
trag geregelt werden, es sei denn, daß ein Tarifvertrag
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den .Abschluß ergänzender Betriebsvercinbarungen aus­
drücklich zuläßto Die Revision bemängelt in diesem Zu­
sammenhangs daß das landesarbeitsgericht nicht gemäß 
§139 ZPO von seinem Pragerecht Gebrauch gemacht habe0 
In diesem Palle, so tragen die Kläger vor, hätte sich 
ergeben, daß eine Reihe von lohntarifverträgen für die 
Branche vorliegt, der die Parteien angeboren® Es bedarf 
jedoch einer solchen Rüge nach § 139 ZPO nicht® Viel­
mehr handelt es sich bei den Tarifvorschriften um ob­
jektives Recht, das der Senat auch von Amts wegen zu 
beachten hat» Aus den somit von Amts wegen zu beachten­
den, im Streitfall infrage kommenden tariflichen Bestim­
mungen ergibt sich aber, daß für die Branche, der die 
Parteien angehören, seit vielen Jahren die Regelung der 
Löhne durch Tarifverträge üblich ist.

Der Manteltarifvertrag vom 1. April 1958, abgeschlo 
son zwischen dem Rheinischen Unternehmerverband Steine 
und Erden e® V», Neuwied, und der Industriegewerkschaft 
Chemie, Papier, Keramik, Hauptvorstand Hannover, nach 
dem Uo a ® zur Industrie der Steine und Erden in Rhein­
land-Pfalz (ausgenommen der Reg® Bez® Pfalz) die Her­
stellung und Gewinnung von Schmelzbasalt (§ 1 Fr« 2) 
gehört, schreibt in seinem § 7 Hr. 1 vor, daß die Lohn­
sätze durch Lohntarifverträge vereinbart werden® Eine 
gleichlautende Bestimmung enthielt schon § 7 Nr. 1 
des Rahmentarifvertrages für die Steine- und Erden-In­
dustrie, gültig ab 1® Januar 1955« Solche tariflichen 
Lohnfestsetzungen enthalten die Lohntarifverträge vom 
15o September 1955, vom 11® November 1955, vom 22® No­
vember 1956 und der Lohntarifvertrag für die gewerbli­
chen Arbeitnehmer der Industrie der Steine und Erden in 
Rheinland-Pfalz (ohne Reg® Bez® Pfalz) sowie der Ton-, 
Quarzit- und Klebsandgewinnung in Nordrhein-V/estfalen 
•vom 25® April 1958, gültig ab 1® April 195-8® Eine tarif­
liche Lohnregelung enthält ferner der Lohntarifvertrag 
vom 20, -iai 1959, gültig ab 1® Juni 1959

Gemäß § 59 BetrVG durfte also eine betriebliche 
Lohnregelung nicht vorgenommen werden, und zwar ohne
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Rücksicht darauf5 ob sie für die Arbeitnehmer gegenüber 
den [Tarifverträgen günstiger war oder nicht <> renn die 
vorerwähnten Tarifverträge enthalten keine Vorschrift 
darüber, daß der Abschluß ergänzender Betriebsverein“ 
barungen zugelassen cci« Hieraus ergibt sich die Un­
wirksamkeit der Betriebsvereinbarung vom 30« Juni I960 
(vgl.- dazu, auch AP Nr« 1 zu § 59 BetrVG und AP Nr« "I 
zu § 2 ArbGG Betriebsvereinbarung)«

Im Streitfall ist darüber hinaus insbesondere 
Punkt 4 der Betriebsvereinbarung unwirksam« Die dort 
vorgesehene Rückzahlungsklausel verstößt gegen eine 
Reihe grundlegender Rechtsgrundsätze, die die Recht­
sprechung der Senate des Bundesarbeitsgerichts aufge- 
stellt hat und die auch von der Rechtslehre gebilligt 
werden (vgl« Hueck-Nipperdey, Lehrbuch, 6« Aufl«, Band 1 
Seite 516)« Denn es ist unzulässig, den Arbeitneh- 
mor durch die Androhung einer Lohnkürzung am Betrieb 
festzuhalten« Auf eine solche Lohnkürzung läuft es aber 
hinaus- wenn die Arbeitnehmer, die den Betrieb der 
Beklagten vor dem 1» Oktober I960 verlassen, die über­
tariflichen Lohnbestandteile aus der Zeit von Mitte 
Mai bis Ende Juni I960 zurückzahlen.müssen« Durch die 
Belastung des Arbeitnehmers mit Rückzahlungspflichten 
wird dieser in seinem Xündigungsrecht eingeschränkt«
Der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts hat bereits 
in AP Nr« 22 und 23 au § 611 BGB Gratifikation ausge­
sprochen, daß eine solche Rückzahlungspflicht bei der 
Gewährung von Weihnachtsgratifikationen den Arbeitneh­
mer nicht unbeschränkt auferlegt werden darf« Auch der 
erkennende Senat (1 AZR 350/61 und 1 AZR 343/61, beide 
von 29« Juni 1962, AP Nr« 25 und 26 zu Art« 12 GG) hat 
bei der Frage der Rückzahlungspflicht bei Ausbildungs- 
kosten namentlich im Hinblick auf Art« 12 GG die Grenzen 
aufgezeigt, innerhalb derer es zulässig ist, eine Rück­
zahlungspflicht zu vereinbaren, während darüber hinaus­
gehende Vereinbarungen grundsätzlich unwirksam sind«
Die Betriebsvereinbarung vom 30« Juni I960 hält diese 
Grenzen nicht ein«
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- 7 - .Uifi
Wie sich insbesondere aus der Rechtsprechung des 

Fünften Senats, der sich der erkennende Senat anschließt, 
ergibt, körnt es hinsichtlich dieser Grenzen einerseits 
auf die Länge der Zeit an, während derer sich der Ar­
beitnehmer seines Kündigungsrechts begeben solle Auf 
der anderen Seite spielen die Beträge eine Rolle, die 
ihm dafür vom Arbeitgeber freiwillig gezahlt werden»
Je geringer der Betrag, umso kürzer muß die Frist sein, 
während derer der Arbeitnehmer auf die Kündigungsmög­
lichkeiten verzichten kann»

Auch aus der Anwendung dieser Rechtsgrundsätze 
auf den Streitfall ergibt sich die Unwirksamkeit der 
Betriebsvereinbarung, insbesondere in ihrem Funkt 4° 
Angesichts der niedrigen Beträge, die hier im Streit 
sind, und der großen Anzahl von Kündigungsmöglichkoiten, 
auf die der Arbeitnehmer verzichten soll, führen die 
dargelegten Rechtsgrundsätze zu dem Ergebnis, daß eine 
solche Beschränkung des Arbeitsplatzwechsels, wie sie 
hier dem Arbeitnehmer auferlegt werden soll, vor der 
Rechtsordnung keinen Bestand haben kann»

Schließlich ergeben sich schwerwiegende Bedenken 
gegen die Wirksamkeit der Betriebsvereinbarung aus 
Artikel 3 GG» Denn in der Betriebsvereinbarung ist 
eine willkürliche und deshalb unzulässige Gruppenbil­
dung und Differenzierung vorgenommen» Dort ist bestimmt, 
daß diejenigen Arbeitnehmer, die über den ersten Oktober 
I960 hinaus im Arbeitsverhältnis bleiben, einen höheren 
Lohn erhalten, und zwar für die im allgemeinen doch 
gleiche Arbeitsleistung, als die vor dem 1. Oktober I960 
Ausscheidenden» Eine solche Differenzierung mag dann 
noch hingenommen werden können, wenn es sich nicht um 
das eigentliche Arbeitsentgelt, sondern um eine von der 
Leistung unabhängigere Gratifikation handelt» Wenn es 
sich aber, wie hier, um Lohnbestandteile handelt, so 
wird eine solche Differenzierung zur Willkür, da sich 
der Lohn grundsätzlich nach der Leistung zu richten 
hat, nicht aber danach, ob ein Arbeitnehmer über ein

8
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bestimmtes Datum hinaus im Betriebe verbleibt oder 
nichto Wenn somit in der Betriebsvereinbarung nach 
unsachlichen Gesichtspunkten unterschieden wird, kann 
ihr auch aus diesem Grunde keine Wirkung zukommen»

Aus dieser Unwirksamkeit der Betriebsvereinbarung 
folgt, daß es nicht darauf ankommt, ob sie, wie das 
vom Landesarbeitsgericht angenommen worden ist, als 
einzclvertragliche Vereinbarung zwischen den Prozeß­
parteien gehalten werden kann oder nicht» .Auch einer 
solchen etwaigen einzelvertraglichen Vereinbarung, 
für deren Vorliegen allerdings keinerlei Anhaltspunkte 
bestehen, würden die vorstehend erörterten Bedenken 
entgegenotehen und ihr die - Wirksamkeit nehmen» Die 
Beklagte kann sich also nicht auf die Rückzahlungs­
klausei in Punkt 4 der Betriebsvereinbarung vom 30»
Juni I960 berufen»

Daraus folgt allerdings, daß damit die Rechts­
grundlage für die den Klägern gegenüber geleistete 
übertarifliche Lohnzahlung für die Zeit von Mitte Mai 
bis Ende Juni I960 fortgefallen ist» Die Kläger haben 
also diese Leistung ohne rechtlichen Grund erlangt» 
Gleichwohl besteht keine Rückzahlungspflicht der Klä“ 
ger, da es sich hier nicht um einen Pall des § 812, 
sondern um einen solchen des § 817 BGB handelt, so 
daß es auch auf einen etwaigen Wegfall der Berei­
cherung nicht ankommt und die im Zusammenhang hiermit 
erhobene Prozeßrüge der Kläger nach § 286 ZPO unerör- 
tert bleiben kann» Auch ein Pall des § 820 Abs» 1 BGB 
kommt hier nicht infrage»

In der früheren Rechtsprechung und Rechtslehre 
wurde es abgelehnt anzunehmen, daß der Rechtsgedanke 
des § 81? Satz 2 BGB auch dann durchgreife, wenn nur 
dem Leistenden, nicht aber auch dem Empfänger der 
Leistung ein Verstoß gegen ein gesetzliches Verbot 
oder die guten Sitten zur Last falle (vgl» dazu Stau- 
dinger, BGB, 9c Aufl», § 817 Anm» 2d mit weiteren Nach­
weisen), Diese Auffassung ist aber im Laufe der Zeit
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mit Recht überwiegend aufgegeben wordene Rechtsprechung 
und Schrifttum erkennen heute vielmehr durchweg an, daß 
der Rechtsgedanke des § 817 Satz 2 BGB auch dann durch­
greift, wenn nur der leistende gegen ein gesetzliches 
Verbot oder die guten Sitten verstoßen hat (vgl-, Reichs­
gerichtsräte-Kommentar zum BGB, 11 » Aufl», § 817 Anm» 16? 
Soergel-Sicbert, BGB, 9» Aufl», § 817 Anm» 6? Palandt,
BGB, 21» Aufl»., § 817 Anm» 1, sämtlich mit weiteren 
Nachweisen)» Der letztgenannten Auffassung schließt sich 
der Senat an» Sie ist allein schon deshalb gerechtfer­
tigt, weil es, würde man sie ablehnen, zu einer Beloh­
nung desjenigen führen würde, dem allein ein Verstoß 
gegen ein gesetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten 
zur last fällt» Dagegen würde sich das zum Nachteil des­
jenigen auswirken, der gutgläubig gehandelt hat» Ein sol­
ches Ergebnis kann nicht als mit dem Willen des Gesetz­
gebers im Einklang stehend angesehen werden»

Wie dargelegt, hat die Beklagte dadurch, daß sie in 
Punkt 4 der Betriebsvereinbarung ihren Arbeitnehmern ein 
unzulässiges Rückzahlungsgebot auferlegt hat, gegen Grund­
regeln des Arbeitsrechts und damit gegen gesetzliche Ver­
bote verstoßen» In solchen Bällen muß nach den vorstehend 
erörterten Grundsätzen der Arbeitgeber das Risiko tragen»
Er kann die zuviel gezahlten Beträge, deren Zahlung mit 
Rücksicht auf denselben Punkt 4 der Eetriebsvereinbarung 
erfolgt ist, deshalb nicht zurückverlangen» Daraus folgt, 
daß der Beklagten gegen die Kläger kein Gegenanspruch 
zusteht, mit dem sie gegen die unstreitigen Lohnforde­
rungen der Kläger aufrechnen kann» Mit Recht hat deshalb 
das Arbeitsgericht den Klageanträgen entsprochen» Unter 
Aufhebung des angefochtenen Urteils war somit die Entschei­
dung des Arbeitsgerichts wieder herzustelleru

gas» Nipperdey Dr» Gröninger Wichmann
Dr» Eothweiler Dr» Kaulen
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